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nächste OW am

4. Mai 2022

1. Mai - Tag der Arbeit
Den „Tag der Arbeit“ 2022 hat der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) unter das Motto gestellt „GeMAInsam Zukunft gestal-
ten“. DIE LINKE unterstützt das von den Gewerkschaften geforderte solidarische Miteinander, gerade jetzt. Der 1. Mai soll ein 
Zeichen für eine gerechte Zukunft setzen. Dabei geht es um viele Themen, die im weitesten Sinne die Arbeitswelt betreffen, von 
digitalen und ökologischen Aufgaben über Leiharbeit und Mindestlohn bis zu Rentengerechtigkeit und Armutsbekämpfung. 
DIE LINKE unterstützt die Forderung des DGB nach einer Zukunft, in der nicht nur Einige profi tieren, sondern Alle. 

Um die Preissteigerungen 
abzufedern, fordern Sozialver-
bände, dass Bürger:innen für 
bestimmte Lebensmittel vorü-
bergehend keine Mehrwertsteu-
er mehr bezahlen müssen. Der 
Bundestagsabgeordnete  der 
LINKEN Dietmar Bartsch dazu: 
„Dies würde schnell wirken, 
so etwas braucht es jetzt.“ Die 
Linksfraktion fordert diese Ent-
lastung bereits seit Monaten. Im 
März kosteten Nahrungsmittel 
6,2 Prozent mehr als ein Jahr 
zuvor (Statistisches Bundesamt). ig

Tafeln kommen an ihre 
Belastungsgrenzen. Die 
Nachfrage steigt, Spen-
den gehen zurück, Ent-
lastungen sind nicht in 
Sicht. „Die Regelsätze 
in Hartz4 und Sozialhil-
fe müssen endlich zum 
Leben reichen!“, fordert 
deshalb die Bundestags-
abgeordnete der LINKEN 
Jessica Tatti. DIE LINKE 
beantragte dies erneut 
in der letzten Woche im 
Bundestag. ig

Und letztlich: 
Ohne Frieden ist alles nichts

So schön wie sich die Erhöhung der Pendlerpauschale auf 38 Cent je Kilometer seit dem 1. Januar für viele 
Pendler:innen anfühlen mag: Von ihr profi tieren vor allem die wirklich besser Verdienenden. Von denen, die 
Fahrtkosten oberhalb des Arbeitnehmerpauschbetrages in der Steuererklärung gelten machten, zahlten 
über 800.000 den Spitzensteuersatz, geht aus einer Antwort auf eine Anfrage der LINKEN im Bundestag 
hervor. DIE LINKE schlägt statt dessen ein Mobilitätsgeld vor, mit dem Beschäftigte einen festen Betrag 
pro Entfernungskilometer erhalten, erklärte der fi nanzpolitische Sprecher der LINKEN im Bundestag, der 
Brandenburger Bundestagsabgeordnete Christian Görke. Gering Verdienende würden dadurch den glei-
chen Betrag erhalten wie Beschäftigte mit höherem Erwerbseinkommen. Denn die Pendlerpauschale wirkt 
so: Je höher der Einkommensteuersatz, um so höher die Entlastung. Menschen, die aufgrund 
geringen Einkommens oder zum Beispiel vieler Kinder gar nicht in die Steuerpfl icht kommen, 
gucken in die Röhre. bc Ein Konzept für einen kostenfreien ÖPNV fi nden Sie auf: 

https://www.die-linke.de/themen/mobilitaet/ oder direkt: 

Mobilitätsgeld statt 

Kilometerpauschale!

„Wir brauchen jetzt eine solide Finanzie-
rung für die zukünftige Rente. Aber mit dem 
Rentenpaket I wird Hubertus Heil die Bun-
desmittel für die gesetzliche Rente bis 2026 
um 6,2 Milliarden Euro kürzen, danach mit 
dem Rentenpaket II weitere 10 Milliarden 
auf dem Aktienmarkt parken, statt die Ren-
tenkasse auszugleichen“, kommentierte 
der Rentenexperte der Bundestagsfrakti-
on der LINKEN, Matthias W. Birkwald, die 
Ankündigungen des Bundesarbeitsminis-
ter am 20. April. „Weniger Geld für mehr 
Rentner:innen bedeutet nichts anderes als 
Rentenkürzungen. Dazu darf es nicht kom-
men.“ Birkwald forderte Heil nachdrücklich 
auf, alle versteckten Kürzungen bei der 
Rente rückgängig zu machen und bis zum 
Sommer ein Konzept für langfristig sichere 
Rentenfi nanzen und für ein Rentenniveau 
von 53 Prozent vorzulegen. ig


